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Zum Zusammenhang sozialer 
Ungleichheit mit Pflegerisiken 
und Lebenserwartung  
von Johannes Geyer und Peter Haan 

Soziale Ungleichheit und Gesundheitsrisiken sind 
deutlich korreliert. Menschen mit niedrigem sozio-
ökonomischem Status sind systematisch höheren 
Gesundheitsrisiken ausgesetzt, die sich in einer 
höheren Prävalenz chronischer Erkrankungen, 
Multimorbidität, einem höheren Pflegerisiko und 
einer niedrigeren Lebenserwartung zeigen. Dieser 
Zusammenhang manifestiert sich nicht erst bei 
Formen extremer Armut. Gesundheitliche Risiken 
nehmen auch nicht nur mit dem Alter zu, sondern 
werden entscheidend durch die Gesellschaft, den 
sozialen Status und die Arbeitswelt beeinflusst. 
Politisch folgen daraus unterschiedliche Hand-
lungsbedarfe. So ergeben sich aus diesen Zusam-
menhängen zusätzliche Argumente für den sozi-
alen Ausgleich in den Sozialversicherungen oder 
für eine stärkere Umverteilung durch das Steuer- 
und Transfersystem. Gleichzeitig wird deutlich, 
dass sozialer Ausgleich noch stärker präventiv 
gedacht werden sollte, da Versicherungssysteme 
wie Rente oder Pflege nur (teilweise) ausgleichend 
umverteilen können.  

Schlüsselwörter: soziale Ungleichheit, Armut, 
Gesundheit, Lebenserwartung, Pflegerisiko 

Social inequality and health risks are clearly 
correlated. People with a low socioeconomic 
status are systematically exposed to greater 
health risks, which manifest in higher rates 
of chronic illness, multimorbidity, increased 
need for care, and lower life expectancy. This 
link is not limited to extreme poverty. Health 
risks do not simply increase with age but are 
significantly shaped by society, social status, 
and working conditions. These findings point 
to different political needs for action. They 
provide further justification for social compen-
sation within social insurance systems. At the 
same time, they highlight the need to approach 
social compensation more preventively, since 
insurance systems like pensions or long-term 
care can only partially redistribute and offset 
inequalities. 
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1	� Einführung
Deutschland verfügt über ein breit ausgebautes Sys-
tem der sozialen Sicherung. Dennoch steht dieses Sys-
tem angesichts anhaltend hoher sozialer Ungleichhei-
ten und einer zunehmend alternden Bevölkerung vor 
tiefgreifenden Herausforderungen. Die demografische 
Entwicklung verschärft bestehende Verteilungsproble-
me, während gesundheitliche und soziale Disparitäten 
weiterhin deutlich bestehen – oder sich sogar vertiefen.

Zahlreiche nationale wie internationale Studien 
belegen einen klaren und empirisch robusten Zusam-
menhang zwischen niedrigem sozioökonomischen Sta-
tus und gesundheitlichen Einschränkungen (zum Bei-
spiel Hoebel und Müters 2024; Lampert et al. 2018). 
Menschen mit geringem Einkommen oder niedriger 
Bildung sind deutlich häufiger von chronischen Er-
krankungen, früherer Morbidität und geringerer Le-
benserwartung betroffen. Vor diesem Hintergrund 
stellt sich zunehmend die Frage, ob und wie solche 
gesundheitlichen Ungleichheiten auch in den Mecha-
nismen der Sozialversicherung sichtbar werden und 
wie sie adressiert werden können.

Diese Debatte ist keineswegs neu, doch sie gewinnt 
angesichts steigender finanzieller Belastungen für die 
Sozialversicherungen an Relevanz. Dabei treten unter-
schiedliche Problemfelder zutage: In der gesetzlichen 
Rentenversicherung ist die Höhe der Rentenansprüche 
im Wesentlichen an die individuell geleisteten Beiträ-
ge über den Erwerbsverlauf gekoppelt. Zwar existieren 
sozialpolitische Korrekturinstrumente – etwa für Kin-
dererziehung oder Pflege –, doch sind diese begrenzt 
und erfassen viele der strukturellen Unterschiede im 
Gesundheits- und Erwerbsverlauf nur unzureichend. 
Neue Umverteilungsinstrumente wie die Grundren-
te wurden eingeführt, sind aber durch komplexe Zu-
gangsbedingungen und enge Zielgruppendefinitionen 
eingeschränkt. 

In der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversiche-
rung wiederum sind die Leistungsansprüche formal 
unabhängig von der Beitragshöhe. Innerhalb der Ver-
sichertengemeinschaft findet somit eine Umverteilung 
statt – zwischen Gesunden und Kranken, aber auch 
zwischen unterschiedlichen Einkommensgruppen. 
Diese Umverteilung ist jedoch nach oben hin durch 
die Beitragsbemessungsgrenze limitiert. Zudem wird 
der solidarische Ausgleich durch die gleichzeitige Exis-
tenz der privaten Kranken- und Pflegeversicherung 

eingeschränkt. In dieser organisieren sich tendenziell 
einkommensstärkere und risikoärmere Gruppen – ins-
besondere Beamte, Selbstständige und Besserverdie-
nende. Damit entsteht ein gespaltenes System, in dem 
Solidarität und Risikoausgleich nicht umfassend grei-
fen.

Die empirische Evidenz verdeutlicht darüber hi-
naus, dass gesundheitlich belastete Menschen nicht 
nur häufiger unterbrochene Erwerbsbiografien und 
geringere Einkommen aufweisen, sondern dadurch 
auch geringere Rentenansprüche erwerben. Gleichzei-
tig beziehen sie die Rente im Schnitt für eine kürzere 
Zeit – bedingt durch eine niedrigere Lebenserwartung. 
Umgekehrt profitieren Personen mit höheren Einkom-
men, besserem Gesundheitszustand und längerer Le-
benserwartung überproportional von der gesetzlichen 
Rentenversicherung. Das führt faktisch zu einer re-
gressiven Umverteilung innerhalb des Systems, also 
zu einer Umverteilung von unten nach oben inner-
halb des Versichertenkollektivs. Dieser Zusammen-
hang wird auch bei aktuellen Reformvorschlägen zur 
Reform der Rentenversicherung diskutiert. So thema-
tisiert etwa der Sachverständigenrat Wirtschaft in sei-
nem Jahresgutachten aus dem Jahr 2023 die Frage, wie 
man gesundheitliche Ungleichheit auch bei allgemei-
nen Leistungseinschränkungen in der Rentenversiche-
rung berücksichtigen könnte (SVR 2023, 326).

In der Kranken- und Pflegeversicherung äußern 
sich die sozialen Ungleichheiten weniger über die 
Höhe der Leistungen, sondern eher über die Verteilung 
von Risiken und Beitragslasten im dualen Versiche-
rungssystem. Die private Versicherung entzieht dem 
solidarischen Ausgleich wichtige Ressourcen, indem 
sie risikoarme Gruppen separiert und den finanziellen 
Druck auf die gesetzliche Säule erhöht. Gleichzeitig 
entwickelt sich die Beitragsbasis der gesetzlichen Pfle-
geversicherung relativ schwach.

Ziel dieses Beitrags ist es daher, zunächst den Zu-
sammenhang zwischen sozialem Status und Gesund-
heit näher zu beleuchten und zu analysieren, wie sich 
dieser auf die Lebenserwartung und das individuelle 
Pflegerisiko auswirkt. Anschließend diskutieren wir, 
welche verteilungspolitischen Implikationen sich dar-
aus für die gesetzliche Renten- und Pflegeversicherung 
ergeben – und inwiefern die bestehenden Mechanis-
men der Sozialversicherung geeignet sind, auf diese 
Herausforderungen angemessen zu reagieren, oder 
reformbedürftig erscheinen.
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2 �Sozialer Status und 
Gesundheitsrisiken

Gesundheitliche Ungleichheit bezeichnet den positi-
ven Zusammenhang von sozialer Lage und Gesund-
heitsindikatoren. Inzwischen existiert eine Vielzahl 
von Studien, die diese Korrelation anhand von Indi-
katoren wie Lebenserwartung, Pflegerisiko oder dem 
allgemeinen Gesundheitszustand belegen: Menschen 
mit niedrigem sozialem Status sind häufiger krank und 
sterben früher, sie halten ihre Gesundheit für schlech-
ter, nutzen weniger Präventionsangebote und sind hö-
heren Belastungen ausgesetzt. Unterschiede zeigen 
sich auch beim Gesundheitsverhalten und im Zugang 
zu Versorgungsangeboten (zum Beispiel Lampert et 
al. 2013, 2018). Bemerkenswert ist, dass der Zusam-
menhang international zu beobachten ist und auch in 
entwickelten Wohlfahrtsstaaten wie Deutschland und 
anderen europäischen Staaten kein Randphänomen 
darstellt (vergleiche zum Beispiel Mackenbach et al. 
2008). Die sozialen Unterschiede in den Gesundheits-
risiken kumulieren sich über die Zeit und gehen mit 
einem höheren Pflegerisiko einher und letztlich mit 
einer niedrigeren Lebenserwartung.

2.1 Pflegerisiko
Im Alter wächst das Risiko, von Mehrfacherkrankungen 
betroffen zu sein. In der Kombination führen die Erkran-
kungen zur Einschränkung der Fähigkeit, seinen Alltag 
selbstständig zu bewältigen. Hier wirkt sich der oben 
beschriebene Zusammenhang von sozioökonomischem 
Status und Gesundheit in gleicher Weise aus: Auch das 
Risiko, pflegebedürftig zu werden, ist ungleich verteilt 
(Lampert und Hoebel 2019; Geyer et al. 2021). Geyer et al. 
(2021) zeigen auf Basis der Daten des Sozio-oekonomi-
schen Panels (Goebel et al. 2019), dass das Pflegerisiko 
mit bestimmten sozioökonomischen Merkmalen zusam-
menhängt. Neben einem ausgeprägten Altersgradienten 
treten auch deutliche Unterschiede in Abhängigkeit vom 
verfügbaren Haushaltseinkommen auf. Bei Männern mit 
geringem Einkommen liegt das Pflegerisiko etwa 2,2 Pro-
zentpunkte höher als bei Männern mit hohem Einkom-
men. Bei Frauen gibt es diesen Zusammenhang auch, er 
ist jedoch weniger stark ausgeprägt.

Anhand der Schätzungen lassen sich zudem die 
Lebensjahre ohne Pflegebedarf ab dem Alter von  
65 Jahren bestimmen (Abbildung 1). Bei armutsge-
fährdeten Männern tritt Pflegebedürftigkeit durch-

Abbildung 1 Lebensjahre ohne Pflegebedarf ab einem Alter von 65 Jahren  

Bei armutsgefährdeten Männern tritt Pflegebedürftigkeit knapp sechs Jahre früher auf als 
bei Männern mit besonders hohem Einkommen. Bei Frauen sind die Unterschiede geringer.
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schnittlich knapp sechs Jahre früher auf als bei Män-
nern mit hohem Einkommen (Geyer et al. 2021). Auch 
bei anderen Einkommensgruppen zeigen sich entspre-
chende Differenzen. Bei Frauen sind die Unterschiede 
geringer, folgen jedoch einem ähnlichen Muster.

Geyer et al. (2021) zeigen außerdem, dass die zu er-
wartenden Jahre ohne Pflegebedarf auch von der beruf-
lichen Stellung abhängen. Während Beamte im Durch-
schnitt am längsten ohne Pflegebedarf alt werden, sind 
Arbeiter etwa vier Jahre früher auf Pflege angewiesen. 
Das Pflegerisiko korreliert auch positiv mit Indikato-
ren für Arbeitsbelastung sowie mit dem Status der Er-
werbsminderung, also dem gesundheitlich beding-
ten vorzeitigen Ausscheiden aus dem Erwerbsleben. 
Schließlich zeigen die Autoren, dass das Pflegerisiko 
auch mit dem Versicherungsstatus zusammenhängt: 
Gesetzlich Versicherte haben ein höheres Risiko, im 
Alter pflegebedürftig zu werden, als privat Versicherte. 

2.2 Lebenserwartung
Im Durchschnitt nimmt die Lebenserwartung in 
Deutschland stetig zu. Zwar verläuft dieser Anstieg seit 
Beginn der 2000er-Jahre etwas langsamer, der generelle 
Trend ist jedoch – abgesehen von einem leichten Rück-
gang infolge der Corona-Pandemie – weiterhin positiv. 

Gleichzeitig variiert die Lebenserwartung erheblich 
entlang zentraler Indikatoren des sozialen Status. Ein 
höherer Bildungsabschluss oder ein höheres Einkom-
men sind mit einer höheren Lebenserwartung korre-
liert. Zudem fällt die langfristige Zunahme der Lebens-
erwartung für diese Bevölkerungsgruppen deutlich 
stärker aus (vergleiche Haan et al. 2019; Huebener und 
Marcus 2019; Lampert et al. 2019).

Geyer et al. (2024) zeigen, dass Menschen mit nied-
rigem Bildungsabschluss eine deutlich erhöhte Wahr-
scheinlichkeit aufweisen, im Alter zwischen 55 und  
76 Jahren zu sterben – verglichen mit Menschen mit 
hoher Bildung (Abbildung 2). Im Vergleich zu Frauen 
ist der Zusammenhang zwischen Bildung und Morta-
lität bei Männern stärker ausgeprägt: Der Unterschied 
in der Sterblichkeitswahrscheinlichkeit zwischen Män-
nern mit niedriger und hoher Bildung beträgt etwa sie-
ben Prozentpunkte. Bei Frauen liegt die Differenz bei 
etwa vier Prozentpunkten, wobei diese vor allem durch 
Unterschiede zwischen Frauen mit niedriger und mitt-
lerer Bildung erklärt wird.

Geyer et al. (2024) belegen zudem, dass das indivi-
duelle Erwerbseinkommen nur bei Männern signifi-
kant mit einer erhöhten Mortalität korreliert; bei Frau-
en lässt sich dieser Zusammenhang nicht nachweisen 
(Abbildung 3). Allerdings zeigt sich auch bei Frauen 

Abbildung 2 Sterberaten nach Bildung und Geschlecht*/** 

Menschen mit niedrigem Bildungsabschluss weisen eine deutlich erhöhte Wahrscheinlichkeit auf, im Alter zwischen 
55 und 76 Jahren zu sterben als Menschen mit höherem Abschluss. Das gilt für Männern stärker als für Frauen.
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ein Einkommensgradient, wenn statt des individuellen 
Einkommens das verfügbare Haushaltseinkommen be-
trachtet wird (Abbildung 4).

3 �Umverteilungswirkungen 
in der Sozialversicherung

3.1 Rentenversicherung
Die gesetzliche Rentenversicherung (GRV) basiert auf 
dem Äquivalenzprinzip: Die Rentenhöhe richtet sich 
weitgehend nach den im Erwerbsleben geleisteten Bei-
trägen. Doch dieses Prinzip gerät zunehmend unter 
Druck, da sich soziale Unterschiede in der Lebens-
erwartung direkt auf die Verteilung der Rentenleistun-
gen auswirken.

Empirisch ist belegt, dass Menschen mit höherem 
Einkommen deutlich länger leben als einkommens-
schwächere Personen – und somit auch länger Rente 
beziehen. Das führt zu einer höheren Beitragsrendite 
für besserverdienende Versicherte. Umgekehrt haben 
Personen mit niedrigerem Einkommen nicht nur ge-
ringere Rentenansprüche, sondern sterben im Schnitt 
früher – sie profitieren also pro Beitragseuro deutlich 
weniger vom System, obwohl sie (proportional) die-

Abbildung 3 Sterberaten nach individuellem Einkommen und Geschlecht*/** 

Bei Männern korreliert ein niedriges Erwerbseinkommen mit einer höheren Mortalität. Bei Frauen lässt sich dieser 
Zusammenhang nicht nachweisen.

selben Beiträge geleistet haben (vergleiche Breyer und 
Hupfeld 2009).

Die soziale Schieflage hat sich über die Zeit zudem 
verschärft. Haan et al. (2019, 2020) zeigen anhand ad-
ministrativer Daten westdeutscher Männer der Ge-
burtsjahrgänge 1926 bis 1949, dass sich die Differenz in 
der Lebenserwartung ab dem 65. Lebensjahr zwischen 
dem obersten und dem untersten Dezil der Lebensein-
kommensverteilung von vier auf rund sieben Jahre na-
hezu verdoppelt hat. Je höher das Lebenseinkommen, 
desto größer also die Chance, länger von der Rente zu 
profitieren.

Zudem weist die Forschung darauf hin, dass ohne 
Berücksichtigung der Mortalität ein leicht umvertei-
lender Effekt innerhalb der GRV erkennbar ist – unter 
anderem durch die Erwerbsminderungsrente, von der 
untere Einkommensgruppen häufiger Gebrauch ma-
chen. Wird die unterschiedliche Lebenserwartung je-
doch in die Analyse einbezogen, ergibt sich ein klar re-
gressives Bild: Die Rendite der Beiträge steigt mit dem 
Lebenseinkommen an (Haan et al. 2020).

Neben Studien für Deutschland, wie etwa Breyer 
und Hupfeld (2009), wird dieses Phänomen auch 
international als Verteilungsproblem diskutiert, 
unter anderem für die USA (Auerbach et al. 2017), 
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Italien (Lallo und Raitano 2018) und in internatio-
nal vergleichenden Studien (zum Beispiel Bozio et 
al. 2024).

3.2 Pflegeversicherung
Bei der Pflegeversicherung ist die Umverteilung nicht 
so offensichtlich wie bei der gesetzlichen Rentenver-
sicherung. Während sich die Leistungen der Renten-
versicherung an den eingezahlten Beiträgen orien-
tieren, folgen die Leistungen der Pflegeversicherung 
primär der individuellen Pflegbedürftigkeit und nicht 
der Höhe der eingezahlten Beiträge. Dadurch ent-
steht auf den ersten Blick der Eindruck, dass die Pfle-
geversicherung progressiv angelegt sei – also gegen 
gesundheitliche Ungleichheit wirkt. Tatsächlich zeigt 
sich jedoch bei genauerer Betrachtung, dass die Ver-
teilungseffekte in vielerlei Hinsicht regressiv aus-
fallen.

Dies liegt vor allem daran, dass die Versicherten 
mit unterschiedlichen Risikoprofilen in zwei verschie-
denen Versicherungssystemen – der sozialen und der 
privaten Pflegeversicherung – organisiert sind. Wäh-
rend in der privaten Pflegeversicherung überdurch-
schnittlich viele gut verdienende, risikoärmere Per-
sonen versichert sind, finden sich in der sozialen 

Abbildung 4 Sterberaten nach Haushaltseinkommen und Geschlecht*/** 

Frauen mit geringerem Haushaltseinkommen haben eine höhere Mortalität als Frauen mit  
hohem Haushaltseinkommen. Bei Männern ist der Zusammenhang noch ausgeprägter.

 

* Angaben in Prozent; die 
Sterberaten bezeichnen 
den Anteil der Personen, 
die im Alter zwischen 
55 und 76 Jahren über den 
Zeitraum 1984 bis 2021 
verstorben sind.
** Die Sterberaten sind 
nach dem äquivalenz-
gewichteten verfügbaren 
Haushaltseinkommen 
differenziert.
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MännerGesamt Frauen

Pflegeversicherung häufig Menschen mit höherer Pfle-
gewahrscheinlichkeit, niedrigerem Einkommen und 
geringeren finanziellen Ressourcen.

Hinzu kommt, dass die Pflegeleistungen nur teil-
weise aus der sozialen Pflegeversicherung finanziert 
werden und darüber hinaus erhebliche private Zu-
zahlungen verlangt werden. Besonders in der statio-
nären Pflege zeigen sich die strukturellen Belastun-
gen deutlich: Die Eigenanteile der Pflegebedürftigen 
sind in den vergangenen Jahren stark gestiegen und 
überfordern viele Betroffene finanziell (vergleiche 
Breyer 2025 und Rothgang 2025). Zwar übernimmt 
die Sozialhilfe für bedürftige Pflegebedürftige einen 
Teil der Kosten, allerdings geschieht dies außerhalb 
des eigentlichen Versicherungssystems und wirkt 
somit nicht systementlastend, sondern eher kom-
pensatorisch.

Die Konsequenzen dieser Finanzierungsstruktur 
sind gravierend: hohe Eigenbeteiligungen, ein stetiger 
Anstieg der Beitragssätze, ungedeckte Pflegebedarfe 
sowie eine überdurchschnittlich hohe Sozialhilfequote 
bei stationär versorgten Personen. Diese Entwicklun-
gen sind Ausdruck der chronischen Unterfinanzierung 
der sozialen Pflegeversicherung, die neben weiteren 
strukturellen Schwächen zu einem zunehmend insta-
bilen System führt.
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Ein wesentliches Problem liegt dabei in der Kon
struktion des dualen Versicherungssystems selbst. Auf-
grund der Selektionsmechanismen finden sich ten-
denziell die „schlechten Risiken“ – also Menschen mit 
höherem Pflegebedarf – in der sozialen Pflegeversiche-
rung, während die „guten Risiken“ mit geringerer In-
anspruchnahme in der privaten Versicherung konzen-
triert sind. Rothgang und Domhoff (2025) schätzen, 
dass die durchschnittlichen Pro-Kopf-Ausgaben in der 
gesetzlichen Pflegeversicherung etwa doppelt so hoch 
sind wie in der privaten Pflegeversicherung. Gleichzei-
tig verfügen privat Versicherte im Durchschnitt über 
ein rund doppelt so hohes Einkommen wie gesetzlich 
Versicherte – ein Missverhältnis, das die Ungleichheit 
innerhalb des Systems weiter verschärft.

Zudem kritisieren Rothgang und Domhoff (ebenda) 
strukturelle Defizite. Dazu gehört der im Vergleich zum 
Wirtschaftswachstum zu geringe Anstieg der Beitrags-
bemessungsgrenze, weil diese Entwicklung langfristig 
zur Erosion der Einnahmenbasis beiträgt. Auch wird 
deutlich, dass das derzeitige System kaum Spielraum 
für eine nachhaltige Finanzierung bietet, da die Ein-
nahmen mit dem steigenden Pflegebedarf nicht Schritt 
halten können.

 

4 Diskussion
Mit der demografischen Entwicklung in Deutschland 
steigen auch die Herausforderungen für das Renten- 
und das Pflegesystem. Der Anteil älterer Menschen an 
der Gesamtbevölkerung wächst, während die Zahl der 
Erwerbstätigen – also jener, die aktiv Beiträge einzah-
len – abnimmt. Dadurch geraten die umlagefinanzier-
ten Sozialversicherungen zunehmend unter Druck. 
Die finanzielle Stabilität dieser Systeme muss künf-
tig gewährleistet werden, ohne dabei ihre zentrale 
Funktion als soziale Sicherungsmechanismen zu ge-
fährden. Besonders wichtig wird es sein, Reformen 
so zu gestalten, dass sie nicht nur finanzielle Nach-
haltigkeit, sondern auch soziale Nachhaltigkeit be-
rücksichtigen.

Ein zentraler Aspekt, der in den Reformüberle-
gungen stärker beachtet werden sollte, ist die enge 
Verknüpfung von Lebenserwartung, Gesundheit und 
Pflegerisiko mit dem sozioökonomischen Status. Em-
pirische Untersuchungen zeigen deutlich, dass Men-
schen mit höherem Einkommen nicht nur eine höhere 
Lebenserwartung haben, sondern auch mehr Lebens-

jahre in guter Gesundheit verbringen (vergleiche Ka-
pitel 2.2). Sie beziehen dadurch länger Rente, ohne 
überdurchschnittlich oft Leistungen aus der Pflegever-
sicherung in Anspruch zu nehmen. Im Gegensatz dazu 
leben Menschen mit niedrigem Einkommen im Durch-
schnitt kürzer und haben eine höhere Wahrscheinlich-
keit, im Alter pflegebedürftig zu werden.

Diese Ungleichverteilung führt insbesondere in 
der Rentenversicherung zu systematischen Umvertei-
lungseffekten, die zulasten einkommensschwächerer 
Gruppen gehen. Menschen mit niedrigem Einkommen 
zahlen im Verhältnis zu ihrer Lebenserwartung häufig 
überdurchschnittlich viel in das System ein, erhalten 
aber – aufgrund früherer Sterblichkeit – kürzere Ren-
tenbezugszeiten. Diese ungleiche Bilanz wirft die Frage 
auf, ob und wie solche Verteilungswirkungen inner-
halb der Sozialversicherungssysteme besser berück-
sichtigt werden sollten.

Breyer und Hupfeld (2009) haben einen Vorschlag 
entwickelt, wie sich die Rentenformel so anpassen lie-
ße, dass sie den Zusammenhang zwischen Lebens-
erwartung und Rentenbezugsdauer systematisch be-
rücksichtigt. Eine Möglichkeit wäre die Einführung 
von Korrekturfaktoren, die beispielsweise geschlechts-
spezifische Abschläge bei hohen Rentenanwartschaf-
ten vorsehen. Solche Maßnahmen könnten die Um-
verteilung zugunsten sozioökonomisch benachteiligter 
Gruppen verbessern. Allerdings stehen solchen Ansät-
zen erhebliche verfassungsrechtliche und praktische 
Hürden gegenüber, insbesondere im Hinblick auf den 
Gleichbehandlungsgrundsatz. Darüber hinaus ist das 
Einkommen allein kein idealer Indikator für sozia-
le Benachteiligung: Die Lebenserwartung bei Frauen 
hängt beispielsweise stärker vom Haushaltseinkom-
men als vom individuellen Einkommen ab. Zudem 
kann die absolute Rentenhöhe ein verzerrtes Bild des 
Lebensstandards vermitteln – etwa bei Personen, die 
später Beamte wurden, oder bei Selbstständigen.

Die genannten Studien legen aber nahe, dass das 
geltende Äquivalenzprinzip – das eine enge Koppelung 
von Beiträgen und Leistungen vorsieht – in seiner der-
zeitigen Ausgestaltung bestehende soziale Ungleich-
heiten eher reproduziert oder gar verstärkt. Daraus 
ergibt sich die Notwendigkeit, stärker umverteilende 
Elemente in die Rentenversicherung zu integrieren, 
um jenen einen Ausgleich zu bieten, die gesundheits-
bedingt kürzer leben und weniger von Rentenleistun-
gen profitieren können.
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Da sich solche Differenzierungen kaum über die 
Rentenformel selbst abbilden lassen, wären alternati-
ve Instrumente erforderlich. Eine Möglichkeit bestün-
de darin, Verteilungswirkungen gezielt an Indikato-
ren wie dem individuellen Stundenlohn auszurichten. 
Während herkömmliche Umverteilungsansätze – wie 
etwa die Grundrente (Geyer und Haan 2024) oder die 
Begünstigung von Midijobs (Buslei et al. 2023) – auf 
den Monatslohn oder Beitragszeiten abstellen, böte der 
Stundenlohn ein differenzierteres Bild der tatsächli-
chen sozialen Position. Dies gilt insbesondere für Frau-
en, bei denen Teilzeitbeschäftigung überproportional 
verbreitet ist und Monatslöhne daher häufig kein ver-
lässlicher Maßstab für den sozioökonomischen Status 
darstellen.

Zur Umsetzung einer an Stundenlöhnen orientier-
ten Umverteilung müssten zwar neue Daten erhoben 
werden, etwa die tatsächlich geleisteten Arbeitsstun-
den. Doch der potenzielle Erkenntnisgewinn rechtfer-
tigt den zusätzlichen Aufwand, da sich so sozialpoli-
tische Maßnahmen wesentlich zielgenauer gestalten 
ließen. Denkbar wäre zudem, dass besonders hohe 
versicherte Entgelte künftig mit einem Solidarbeitrag 
belegt werden, um die Finanzierung einer sozial ge-
rechteren Rente auf eine breitere Basis zu stellen. Dies 
könnte innerhalb der GRV durch eine progressive Ren-
tenformel erfolgen, bei der die erzielbaren Rentenan-
sprüche bei hohen Einkommen deutlich abgeschmol-
zen werden und die Beitragsbemessungsgrenze erhöht 
würde – alternativ auch unter stärkerem Einsatz von 
Steuermitteln.

Bei der Pflegeversicherung liegt das Problem struk-
tureller Ungleichverteilung im Wesentlichen in der 
Trennung der Versicherten in zwei verschiedene Sys-
teme: die soziale Pflegeversicherung auf der einen und 
die private Pflegepflichtversicherung auf der anderen 
Seite. Aufgrund der Selektionsmechanismen in das 
duale System konzentrieren sich Menschen mit einem 
erhöhten Pflegerisiko und niedrigem Einkommen in 
der gesetzlichen Versicherung, während die private 
Versicherung überdurchschnittlich viele finanziell 
leistungsfähige und risikoärmere Personen umfasst. 
Eine naheliegende – wenn auch politisch weitreichen-
de – Lösung zur Verbesserung der Verteilungswirkun-
gen wäre daher die Einführung einer Bürgerversiche-
rung, die alle Versicherten in einem einheitlichen Sys-
tem zusammenführt. Ein solcher Schritt würde nicht 
nur zu einer Verteilung der Lasten und Risiken beitra-
gen, die die gesundheitliche Ungleichheit berücksich-

tigt, sondern auch die Finanzierungsbasis der Pflege-
versicherung langfristig stärken.

Abschließend sei betont, dass die Rolle der sozialen 
Sicherungssysteme in dieser Diskussion bislang primär 
auf monetäre Ausgleichsleistungen (im Fall der Rente) 
und Betreuungs- beziehungsweise Gesundheitsleis-
tungen (im Fall der Pflege) beschränkt war. Ein umfas-
sender sozialpolitischer Ausgleich muss jedoch früher 
ansetzen: bei der Prävention sozial bedingter Gesund-
heitsrisiken und der Reduktion struktureller Benach-
teiligungen entlang des Lebensverlaufes. Gerade vor 
dem Hintergrund zunehmender gesundheitlicher Un-
gleichheiten wäre es notwendig, gesundheitspoliti-
sche, sozialpolitische und bildungspolitische Strate-
gien enger miteinander zu verzahnen. Denn nur wenn 
es gelingt, die Ursachen sozialer Disparitäten im Ge-
sundheitsverlauf frühzeitig zu adressieren, können 
Renten- und Pflegeversicherung auch langfristig ihre 
Sicherungsfunktion für alle Bevölkerungsgruppen er-
füllen.
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